
 

 

 

 

 

  Pressemitteilung 

Berlin, 13. Dezember 2016 

  

CEDAW Alternativbericht 

Gleichstellungs- und Antidiskriminierungspolitik: 

Bundesregierung zum Handeln aufgefordert!  

 

Morgen übergibt die CEDAW-Allianz offiziell der Bundesregierung ihren Alternativbericht. Er bezieht 

sich auf den kombinierten siebten und achten Bericht der Bundesrepublik Deutschland zum Überein-

kommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW).  

Der Alternativbericht setzt sich kritisch mit den Themen Bildung und Rollenstereotype, Erwerbsleben, 

Teilhabe und Gender Budgeting, Gewalt gegen Frauen, Gesundheit und Internationales auseinander. 

Die zentrale Kritik lautet: Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum keine konsistente zielorien-

tierte Gleichstellungspolitik verfolgt; die gesetzlichen Grundlagen sind in ihrer Reichweite begrenzt 

und bieten keinen umfassenden Schutz vor Diskriminierung. 

Auf Initiative des Deutschen Frauenrats schlossen sich im November 2015 zivilgesellschaftliche Orga-

nisationen zur CEDAW-Allianz zusammen. Die 38 Allianz-Mitglieder eint ihr frauen- und gleich-

stellungspolitisches sowie ihr menschenrechtliches Engagement. Das gemeinsame Ziel ist die Umset-

zung des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur „Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 

der Frau“ (CEDAW) in Deutschland. In einem intensiven Diskussionsprozess hat die Allianz dem 

CEDAW-Ausschuss ihre politische Sicht der Situation in Deutschland dargelegt und ihre Forderungen 

formuliert. Mit dem umfangreichen Bericht fordert sie die Bundesregierung zu einer konsequenten 

Umsetzung des UN-Übereinkommens auf. 

„Die Ergebnisse des Alternativberichts zeigen: Gleichstellung zu erreichen und Diskriminierung zu 

beseitigen erfordert entschlossenes politisches Handeln und Akteur*innen, die die notwendigen 

Prozesse befördern und kritisch begleiten Und das nicht nur in Deutschland, sondern überall dort, wo 

der Rechtspopulismus mit seiner rassistischen, frauen- und genderfeindlichen Agenda auf dem Vor-

marsch ist. Die CEDAW-Allianz hat die dafür erforderlichen Maßnahmen aufgezeigt,“ sagte Susanne 

Kahl-Passoth, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Frauenrats, anlässlich der Veröffentlichung 

des CEDAW-Alternativberichts. 

Der Alternativbericht liegt seit Anfang Dezember dem UN-CEDAW-Ausschuss vor, der die Einhaltung 

des Übereinkommens überwacht. 

 

Der CEDAW-Alternativbericht als Download (pdf) 

Die Website der CEDAW-Allianz: www.cedaw-allianz.de 

Die Pressemitteilung als Download (pdf) 

https://frauenrat.de/fileadmin/user_upload/aktionen/cedaw-allianz/CEDAW-Alternativebericht_2016_lang_dt.pdf
http://www.cedaw-allianz.de/
https://frauenrat.de/fileadmin/user_upload/aktionen/cedaw-allianz/161213_PM_CEDAW-Allianz-final.pdf


 
 

agisra e. V.; Aktionsbündnis muslimischer Frauen in Deutschland e. V.; Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen – ASF; AWO 

Bundesverband e. V.; BAG – Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsbeauftragter; KOK – Bundesweiter 

Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e. V.; bff – Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe/ Frauen gegen Gewalt 

e. V.; Brot für die Welt – Evangelischer Entwicklungsdienst; Bundesverband TRANS* e. V. i. Gr.; DaMigra e. V. – Dachverband der Mig-

rantinnenorganisationen; Demokratischer Frauenbund e. V.; Deutscher Frauenrat e. V. (DF); Deutscher Frauenring e. V.; Deutscher 

Gewerkschaftsbund (DGB); Deutscher Juristinnenbund e. V. (djb); Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband; Feministisches 

Institut Hamburg; FIAN Deutschland e. V.; Frauenbrücke Ost-West e. V.; Frauenhauskoordinierung e. V.; Frauenpolitischer Runder Tisch 

Magdeburg; Fußball und Begegnung e.V./DISCOVER FOOTBALL; Gender Mainstreaming Experts International (GMEI); Initiative für einen 

geschlechtergerechten Haushalt in Berlin (GBI); Intersexuelle Menschen e. V. – Bundesverband; JUMEN – Juristische Menschenrechtsar-

beit in Deutschland e. V.; Lesben- und Schwulenverband in Deutschland (LSVD) – Bundesverband; Marie-Schlei-Verein e. V.; Mother 

Hood e. V.; Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e. V.; pro familia Landesverband Berlin e. V.; Soroptimist International 

Berlin-Mitte/Landesfrauenrat Berlin e. V.; Sozialverband Deutschland e. V. (SoVD); Union deutscher Zonta Clubs; UN Women Nationales 

Komitee Deutschland; ver.di – Bereich Genderpolitik; Verein der in der DDR geschiedenen Frauen e. V.; Weibernetz e. V. – Bundesnetz-

werk von FrauenLesben und Mädchen mit Beeinträchtigung; Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser (ZIF). 


